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Verordnung 
über den Verkehr mit Grundstücken.

— Grundstücksverkehrsverordnung —

Vom 11. Januar 1963

Die Grundsätze der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung in der Deutschen Demokratischen Repubik 
erfordern, daß die Nutzung des Grund und Bodens in 
Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Interessen 
erfolgt, die ihren Ausdruck in den Perspektiv- und 
Jahresvolkswirtschaftsplänen finden. Es ist zu gewähr­
leisten, daß die Ausübung des Eigentumsrechts am 
Grund und Boden der sozialistischen Entwicklung nicht 
zuwiderläuft und die sich aus dem Eigentum gegenüber 
der Gesellschaft ergebenden Verpflichtungen erfüllt 
werden.

Dazu wird folgendes verordnet:

I. Abschnitt 

§ 1
(1) Die Nutzung des Grund und Bodens in der Deut­

schen Demokratischen Republik hat so zu erfolgen, daß 
die ökonomischen Grundlagen der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht allseitig gestärkt, die staatliche Ordnung und 
Sicherheit gewährleistet und die Interessen der Bürger 
in Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Inter­
essen gewahrt werden. Für den Verkehr mit Grund­
stücken gelten daher die Grundsätze der sozialistischen 
Bodenpolitik.

(2) Die staatlichen Organe haben bei der Kontrolle des 
Grundstücksverkehrs zu gewährleisten, daß alle For­
men der sozialistischen Bodennutzung gefördert und 
die persönliche Nutzung von Grundstücken und Ge­
bäuden, die für Wohn- und Erholungszwecke bestimmt 
sind, gesichert werden. Gleichzeitig ist jegliche Speku­
lation mit Grundstücken zu verhindern.

§ 2

(1) Zur Verwirklichung der Grundsätze gemäß § 1 sind 
die Übertragung des Eigentumsrechts an einem Grund­
stück oder Gebäude durch Rechtsgeschäft und der Ver­
zicht auf das Eigentumsrecht an einem Grundstück oder 
Gebäude genehmigungspflichtig. Das gleiche gilt für den 
Erwerb des Eigentumsrechts an einem Grundstück oder 
Gebäude sowie des Rechts zur Errichtung von Gebäuden

auf einem Grundstück durch eine juristische Person im 
Wege der Erbfolge. Soll der Rechtsübergang im Wege 
der Zwangsversteigerung erfolgen, bedarf der Bieter 
der Genehmigung zur Abgabe von Geboten.

(2) Genehmigungspflichtig sind ferner:
. a) Rechtsgeschäfte, die die Einräumung des Rechts 

zur Errichtung von Gebäuden auf einem Grund­
stück sowie die Übertragung eines solchen Rechts 
zum Inhalt haben; Abs. 1 Satz 3 gilt ent­
sprechend,

b) Rechtsgeschäfte zur Belastung eines Grundstücks 
oder zur Übertragung einer Grundstücks­
belastung, soweit die Belastung oder Übertra­
gung nicht zugunsten volkseigener oder genos­
senschaftlicher Kreditinstitute erfolgt,

c) Rechtsgeschäfte zur Übertragung eines Erbteils, 
wenn ein Grundstück oder Gebäude zum Nach­
laß gehört.

(3) Die Genehmigungspflicht erstreckt sich auch auf 
Verträge, durch die landwirtschaftliche Grundstücke 
einem anderen zur Nutzung überlassen werden (Pacht­
oder Nutzungsverträge).

§ 3

Rechtsgeschäfte, die sich ihrem Inhalt nach auf die 
Umgehung dieser Verordnung richten, sind nichtig.

§ 4

(1) Über Genehmigungsanträge gemäß § 2 entscheidet 
der zuständige Rat des Kreises. Die Genehmigung des 
Verzichts bedarf eines Beschlusses des Rates des 
Kreises.

(2) Die Genehmigung umfaßt auch die preisrechtliche 
und steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung, sofern 
solche Bescheinigungen gemäß den gesetzlichen Bestim­
mungen erforderlich sind; sie umfaßt ferner die Be­
stätigung, daß gegen die Übertragung des Eigentums­
rechts baurechtlich und städtebaulich keine Bedenken 
bestehen.

(3) Die Genehmigung kann mit Auflagen verbunden 
werden. Die Erteilung der Genehmigung unter einer 
Auflage ist zu begründen.


